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Schröder = Sprüche statt Taten 

Beispiel Innere Sicherheit 
''Schröder hat es geschafft, Niedersachsen in 
"en wichtigen Feldern zum Schlußlicht zu 

Jp°hen. Nach acht Jahren Schröder haben 
,e Niedersachsen jedenfalls die Nase voll 

dj   Werken, daß das ganze nur dem Ziel 
efit, Macht zu erlangen, Karriere zu 

gellen und nach Bonn zu flüchten." 

re'n cledersäcnsische Bilanz auf dem Feld der Inne- 
ty   ^Ic,lerheit zeigt mit ganz konkreten Beispielen, 
ver p5m Oppositionsführer im Landtag von Hanno- 
gier      istian Wulff, Anlaß zu dieser Kritik am re- 

enden Ministerpräsidenten gibt: 

Gef k ^er nat von semer rot-grünen Koalition ein 
Ni H     naDwehrgesetz beschließen lassen, das in 
ch   ersachsen nahezu alle Mittel moderner Verbre- 

etlsbekämpfung verbietet. 

für If ^Undesrat sind Themen der Inneren Sicherheit 
ein \!e niedersächsischen Vertreter immer Grund für 
'n Nein. 

SiCKSl"dnur zwei von vielen Schlaglichtern auf die 
ger-erneitspolitik, die Schröder gegenüber den Bür- 
ten unen Unc^ Bürgern Niedersachsens zu verantwor- 
den s

at"Im hinenteil dieser Ausgabe (Seite 4-6) fin- 
Schutle menr: ürjer Aufklärungsquote, Verfassungs- 
e'ndpZ' ."^haostage" und Castorgegner. Das Fazit ist 

na 
••Unerten.tezurVerbesse- 
b^fnp?rWettbewerbs- 
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KOMMUNIKATION 

Große Chancen für Wachstum 
und mehr Arbeitsplätze 

Zur Entwicklung der neuen Informati- 
ons- und Kommunikationstechnologien 
erklärte der Vorsitzende des Bundes- 
fachausschusses Medienpolitik, Staats- 
minister Anton Pfeifer: 
Die Entwicklung der neuen Informations- 
und Kommunikationstechnologien ist ein 
zentraler Bestandteil der Infrastrukturpoli- 
tik an der Schwelle zum 21. Jahrhundert. 
In ihrer weiteren Entwicklung liegen 
große Chancen für wirtschaftliches 
Wachstum, für neue Arbeitsplätze, für ver- 
besserte Lebensqualität und für die künfti- 
ge Gestaltung des wirtschaftlichen und 
kulturellen Wandels. 
Es ist ein vorrangiges Ziel der Politik der 
CDU, durch die notwendigen Rahmenbe- 
dingungen zu gewährleisten, daß diese 
Chancen genutzt werden und unser Land 
bei Entwicklung, Aufbau und Nutzung 
von kabel- und satellitengestützten Netzen 
und bei den Multimediaangeboten eine in- 
ternationale Vorreiterrolle behauptet. 

Die Voraussetzungen dafür 
sind gegeben: 
Das am 1. August 1996 in Kraft getretene 
Telekommunikationsgesetz hat u. a. die 
Voraussetzungen für mehr Wettbewerb 
und Innovation geschaffen. Das seit dem 
1. August 1997 gültige Informations- und 
Kommunikationsdienstegesetz hat die ent- 
scheidende Grundlage für die Entwick- 
lung elektronischer Dienste nach markt- 
wirtschaftlichen Grundsätzen gelegt. Das 
Gesetz stellt die Verantwortlichkeit des 
Diensteanbieters klar, es enthält die not- 
wendigen Rahmenvorschriften für den 
Verbraucher- und Datenschutz sowie für 
das Urheberrecht, es umfaßt ein Konzept 
für den Jugendschutz. 

Entscheidend war dabei, daß sich letztlich 
nicht diejenigen durchsetzen konnten, die 
diese neuen Dienste zu einem Großteil ai 
Rundfunk ansehen und sie einem Regu»e 

rungs- und staatlichen Zulassungsregime 
unterwerfen wollten, das von den 
Gesichtspunkten der Daseinsvorsorge 
geprägt ist. Statt dessen haben wir den 
Grundsatz der Zulassungsfreiheit für die 
neuen Dienste generell durchsetzen kön- 
nen. 
Von diesem Grundprinzip geht auch der 
Mediendienste-Staatsvertrag der Länder 
aus, der ebenfalls am 1. August diesen 
Jahres in Kraft getreten ist. Mit der paral- 
lelen Umsetzung dieser beiden Gesetze 
haben wir es außerdem geschafft, einen 
uferlosen Zuständigkeitsstreit zwischen 
Bund und Ländern zu verhindern, der 
letztlich auf Kosten der innovativen und 
zukunftsorientierten Unternehmen in 
Deutschland und auf Kosten der Arbeits- 
plätze gegangen wäre. 
Unser Land ist ein attraktiver Medien- 
standort. Es verfügt über ein dichtes Ka- 
belnetz, mit dem inzwischen zwei Dritte 
aller Haushalte erreicht werden. Auf der 
Grundlage dieser erstklassigen Voraus^ 
zungen tritt der Bundesfachausschuß da 
ein, den Ausbau der Informationstechno 
gien zu einem zentralen Bestandteil der 
auf Innovation und technologischen Fo 
schritt ausgerichteten Wissenschafts-, * 
schungs- und Technologiepolitik zu en ' 
wickeln. Dazu gehört insbesondere: 

. Der Ausbau des Deutschen Wisse11' 
schaftsnetzes zu einem Breitband-MuJ11 

medianetz verschafft unserem Land ein 
führende Position bei der Infrastruktur! 
Forschung und Lehre am Beginn des * • 
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s
ahrhunderts. Das Netz muß dann für we- 

-entlich höhere Übertragungsraten aufge- 
bet werden. 

ÖTY /^ uie digitalen Netze müssen konse- 
^Uent nicht nur für den Rundfunk, sondern 
j^nauso für die neuen Dienste im Multi- 

ediabereich und im Bereich der Informa- 
n®- und Kommunikationsdienste ent- 
ekelt und zur Verfügung gestellt wer- 

en- Es darf keine Rundfunkpolitik zu La- 
ti
en der Entwicklung und Entfaltung der 

in-ufn Dienste geben. Der gesetzlich und 
~ ^ultimediadienstegesetz festgelegte 

undsatz der Zulassungsfreiheit für die 
(j. nCn. Dienste schließt es prinzipiell aus, 
te   "

,ese Dienste einem irgendwie gearte- 
.     t-lzensierungssystem oder der Kon- 
u    e durch die Landesmedienanstalten 
j^. erüegen. Die Einspeisung der neuen 
d^enste in das Netz liegt grundsätzlich in 

r Verantwortung der Netzbetreiber. 

Digitaler Datentransfer und die Multi- 
L . 'Entwicklung eröffnen neue Möglich- 
^t'

ten, die Arbeitswelt zu flexibilisieren, 
ndortnachteile auszugleichen und die 

Ve
r^lnbarkeit von Familie und Beruf zu 

an,   Ssern- Diese Möglichkeiten müssen 
geschöpft werden. 

Ein e'ek    g.ltale Netze schaffen neuartige 
Weit

tr0niscne Handelswege. Sie vernetzen 
(jü, Weit, aber auch firmenintern z. B. Pro- 
lol l0nsablaufe, Kundendienste und Tech- 
rnen

glen- Kleinen und mittleren Unterneh- 
CDnerÖffnen sicn neue Chancen. Die 
Veru Unterstützt Programme, die zu einer 
lati esserung ihrer Präsenz auf den inter- 

nen Märkten führen. 

so]] H-Urch den Ausbau von Telelearning 
WjSs 

le Nutzung des weltweit verfügbaren 
und f nS in der Aus- und Weiterbildung 
Wer(i r mn°vationsprozesse gefördert 
statlü

en- Deshalb wird die CDU die Aus- 
n§ der Schulen und Universitäten 

verbessern und die erforderliche Medien- 
kompetenz in allen Altersgruppen fördern. 
Weltweit zugängliche Datenbanken ver- 
schaffen Wissenschaft und Forschung 
neuartige und qualitativ bessere Arbeitsbe- 
dingungen. 

Mit Hilfe der Telemedizin eröffnen 
sich neue Möglichkeiten dafür, daß Pati- 
enten präzise Diagnosen und bestmögliche 
medizinische Behandlungen erhalten, die 
weltweit an jedem Ort zur Verfügung ste- 
hen. Diese Möglichkeiten müssen breit er- 
schlossen und ausgebaut werden. 

Die Verkehrstelematik gibt neue 
Chancen für eine umweltgerechte Mobi- 
lität unserer Gesellschaft, insbesondere 
auch die Chance, durch den Einsatz intel- 
ligenter Verkehrsleitsysteme und multime- 
dialer Empfänger in den Fahrzeugen die 
Ballungsräume zu entlasten und die Um- 
welt zu schonen. 

Für den gesamten Bereich der neuen 
Dienste und für den Multimediabereich 
werden durch die Entwicklung neuer Be- 
rufsbilder neue Ausbildungsplätze für junge 
Menschen möglich. Die begonnene Ent- 
wicklung derartiger neuer Berufsbilder muß 
zur Verbesserung der Ausbildungschancen 
junger Menschen und für neue attraktive 
Ausbildungsberufe fortgesetzt werden. 

Der Bundesfachausschuß tritt aus 
technologiepolitischen und aus medienpo- 
litischen Gründen dafür ein, daß alles ge- 
tan wird, um den Prozeß der Digitalisie- 
rung der Programmangebote beim Fernse- 
hen und Hörfunk zu beschleunigen. Dabei 
muß auch für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk die Bestands- und Entwick- 
lungsgarantie gewährleistet bleiben, weil 
dies der Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts entspricht und die CDU 
auch in der digitalen Zukunft für den Er- 
halt des bewährten dualen Rundfunksy- 
stems eintritt. ■ 
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Schröder = Sprüche statt Taten 
Beispiel Innere Sicherheit 

„Schröder hat es geschafft, Niedersach- 
sen in allen wichtigen Feldern zum 
Schlußlicht zu machen. [...] Jetzt - nach 
acht Jahren Schröder - haben die Nie- 
dersachsen jedenfalls die Nase voll und 
merken, daß das ganze nur dem Ziel 
dient, Macht zu erlangen, Karriere zu 
machen und nach Bonn zu flüchten." 
(Christian Wullf gegenüber dem DLF, 
1.11. 1997) 
Dies ist wahr - auch beim Thema Innere 
Sicherheit. Die Wirklichkeit in Nieder- 
sachsen, dort, wo Gerhard Schröder noch 
die politische Verantwortung trägt, macht 
sein Versagen deutlich. 

Hohe Kriminalität bei niedriger 
Aufklärungsquote 
Die Kriminalitätsrate ist in Niedersachsen 
um 30 Prozent höher als in Bayern. Um so 
schwerer wiegt die um 30 Prozent gerin- 
gere Aufklärungsquote. 

Zum Vergleich: 

Fälle pro 
100.000 Einwohner Niedersachsen: 7.480 

Bayern:            5.770 
Aufklärungsquote: Niedersachsen: 46,8% 

Bayern:            64,4% 

Kriminalität wird nicht 
entschlossen genug bekämpft 
Niedersachsen verfügt über ein sogenann- 
tes „Gefahrenabwehrgesetz" von 1994, das 
den Namen nicht wert ist: „Schröder ließ 
von seiner rot-grünen Koalition ein solches 
Gefahrenabwehrgesetz beschließen, das in 
dem Bundesland nahezu alle Mittel moder- 

ner Verbrechensbekämpfung verbietet. 
(Welt am Sonntag, 27. 7. 1997) 
Wie schwach dieses Gesetz nach wie vor 
ist, wird am Lob von Jürgen Trittin deut- 
lich: „Rot-Grün hat in Niedersachsen die 
Polizei reformiert. Das Polizeigesetz wur- 
de nicht verschärft, sondern liberalisiert. 
(Focus, 4. 8. 1997) 

Schröder läßt Polizei und 
Verfassungsschutz im Stich 
Zur Wahrheit in Niedersachsen gehört 
auch, daß Gerhard Schröder offiziell einen 
Personalabbau bei der Polizei bis zum 
Jahr 2000 um 720 Stellen plant. Polizeigjj] 
werkschafter rechnen sogar mit einem A 
bau von bis zu 3.000 Stellen. 
(Focus, 28. 7. 1997) 
Schon für 1998 ist vorgesehen, den Pers°' 
nalbestand der Polizei auf das Niveau des 
Jahres 1990 zu senken. Dagegen wurde 
zwischen 1990 und 1996 die niedersächs'' 
sehe Landesverwaltung um 9.700 Stelle 
erweitert. Auf Schutz- und Kriminalpol1' 
zei entfielen davon lediglich 140! 

Konsequenter Stellenabbau 
bei der Polizei 
Entwicklung des Personalbestandes der 
niedersächsischen Polizei (planmäßige 
Beamten bei der Kriminal- und Schutzp 
lizei) nach den Vorstellungen der sozial 
mokratischen Landesregierung unter Cie 
hard Schröder: 

17.274 Stellen 
17.414 Stellen 
17.247 Stellen 
16.694 Stellen 

j 
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isen ^Verfassungsschutz in Niedersachs 
halb,    VOn 4I0 auf rund 200 Mitarbeiter 

ha? SoFnannte Polizeireform von 1994 
e für Niedersachsen verheerende Fol- 

p I-"   aktisch wurde ein funktionierender 
VQ 

J^eiaPParat durch die Zusammenlegung 
g 

n Schutz- und Kriminalpolizei zerschla- 
<>   • Die Kripo sei organisatorisch auf den 

nd der 50er Jahre zurückgeworfen wor- 
n' Während das Verbrechertum immer 

. °derner werde - so die Meinung des 
, u0

ndes deutscher Kriminalbeamter (FAZ, 
2"8- 1996). 

er Hausherr der Chaostage 
cn den Chaostagen in Hannover im Som- 

nal"■? kommentierte das „Heute Jour- 
do h '**e ^err Glogowski) haben aber 
1„ c  auch die Gesetze in Niedersachsen so 
Set ^esta'tet' z- B. das Gefahrenabwehrge- 
ter   •   ^ ^'e ^aDen sozusagen die Gewalttä- 
19g1?" neuen Kräften gespeist." (ZDF, 7. 8. 
re <,^ Und dje Bildzeitung meinte: „Der pu- 
sei C Wachsinn, wie Gerhard Schröder und 
tll 

ne Minister 1. sich aus der Verantwor- 
^  § stehlen, 2. die Polizei im Stich lassen, 
Sc. le Gewalt beschönigen und 4. die politi- 
GP

e,   lfl°sigkeit mit dem , Versagen der 
Erst   

Schaft' bemänteln." (Bild, 5. 9. 1995) 
l99-

nachdern Teile der Stadt im Sommer 
ms 2^ Flymmen aufgingen und es mehr 
hatl   j| verletzte Polizeibeamte gegeben 
ent  'gönnte die Landesregierung sich dazu 
Verh      ^en, die Chaostage nicht länger zu 
^.narmlosen. 

IVieu ,^ens: Ginge es nach der rot-grünen 
^ha        'm Stadtrat von Hannover wären 
W0r?

Slage in Hannover 1997 zugelassen 
War s     Der SPD-Unterbezirk Hannover 
$ubk°far scnon wieder der Ansicht, einer 
benso

U JUr müsse es erlaubt sein, ihrem Le- 
^enrf     hl Ausdruck zu verleihen. (Nord- 
schr

r!:24-6-'997) 
Qe   °

der ermutigt Castorgegner 
st0rtr

a ttatiger Straßenterror gegen die Ca- 
nsPorte wird von der SPD als legiti- 

mer Ausdruck des Protestes gegen die 
Entsorgung von Atommüll bewertet. Die 
Kosten für die Castortransporte gehen in 
die Hunderte von Millionen. 
„Wenn man sich fragt, was eigentlich eine 
Eisenbahnfahrt ins Wendland so viel kost- 
spieliger macht als Hunderte andere 
Atommülltransporte, die völlig unbeachtet 
durchs Land rollen, so kommt man schnell 
darauf, daß der eigentliche Kostentreiber 
die Landesregierung ist. [...] Wenn Um- 
weltministerin Griefahn ein vom Land 
genehmigtes Zwischenlager als .bessere 
Tennishalle' bezeichnet und die Unterbrin- 
gung von Atommüllbehältern an dieem 
Ort als .unverantwortlich', wenn Glogo- 
wski von ,unnötigen Transporten' und 
Ministerpräsident Schröder von Provoka- 
tion' spricht, dürfen sich verunsicherte 
Bürger wohl zum Protest ermutigt fühlen." 
(FAZ, 19.6. 1996) 

Der Sprecher des niedersächsischen In- 
nenministeriums spricht bei den Castor- 
transporten sogar von „einem Krieg gegen 
die Bevölkerung" (Frankfurter Rund- 
schau, 5. 3. 1997) 

Nein zur Inneren Sicherheit im 
Bundesrat 
Im Bundesrat waren Themen der inneren 
Sicherheit für die niedersächsischen Ver- 
treter immer ein Grund für ein Nein. 

• 1992 stimmte Niedersachsen der Erwei- 
terung des Zuständigkeitsbereiches des 
Bundesgrenzschutzes (u. a. um die 
Sicherheit für Schienenwege und Flug- 
häfen) nicht zu. 

• Niedersachsen verweigerte 1993 seine 
Zustimmung zum Asylkompromiß und 
zur notwendigen Änderung des Artikels 
16 des Grundgesetzes. 

• Niedersachsen stimmte 1994 gegen das 
Gesetz zur Bekämpfung der Organisier- 
ten Kriminalität und versagte erst vor 
wenigen Monaten auch die Zustim- 
mung zur Hauptverhandlungshaft. 
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Heilloses Rechtschreib-Chaos 
Zur Entscheidung des Sächsischen 
Oberverwaltungsgerichts betreffend 
die Rechtschreibreform erklärte der 
Justitiar der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Joachim Gres: 

Mit dem Sächsischen Oberverwal- 
tungsgericht in Bautzen hat nunmehr 
nach dem OVG Lüneburg das zweite 
Obergericht die Einführung der Recht- 
schreibreform für verfassungswidrig 
erklärt. Das Gericht ist der Auffas- 
sung, daß das Persönlichkeitsrecht des 
klagenden Kindes und das Erzie- 
hungsrecht seiner Eltern durch die 
Einführung der erneuerten Recht- 
schreibregeln verletzt würden. Es 
spreche viel dafür, daß die Sprache 
einschließlich der Rechtschreibung in- 
haltlich im wesentlichen nicht vom 
Staat geregelt werden dürfe. Sprachbe- 
einflussung durch eine Planung von 
Sprachentwicklungen, z.B. durch eine 
Reform der Schreibweise, sei vom 
staatlichen Auftrag nicht erfaßt. 

Harte Worte ins 
Stammbuch geschrieben 

Derart harte und eindeutige Worte hat 
bisher noch kein mit der Rechtschreib- 
reform befaßtes Gericht den Kultusmi- 
nistern ins Stammbuch geschrieben. 

Die Kultusminister der Länder haben 
ein Rechtschreibchaos sondergleichen 
angerichtet. Die Verunsicherung von 
Schülern, Eltern und Lehrern hat einen 
vorläufigen Höhepunkt erreicht. Statt 
Durchhalteparolen auszugeben, müssen 
die Kultusminister die sofortige Konse- 
quenz aus der Serie negativer Gericht- 
sentscheidungen ziehen und die Recht- 
schreibreform bis zur Klärung aller ju- 
ristischen und sprachlichen Zweifels- 
fälle aussetzen. 

Alle sind in ihren 
Rechten verletzt 

Es geht nicht an, daß nur das einzelne 
Kind, das gegen die Rechtschreibreform 
geklagt und gewonnen hat, nach den al- 
ten Regeln unterrichtet und ansonsten 
die Rechtschreibreform durchgepeitscht 
wird. Denn auch die übrigen Schüler 
und Eltern sind in ihren Rechten ver- 
letzt, wie es das Sächsische Oberver- 
waltungsgericht einleuchtend herausge- 
arbeitet hat. Alles andere würde dazu 
führen, daß die Bundesländer bewußt 
an einem rechtswidrigen Zustand fest- 
halten, bis im Einzelfall ein Bürger da- 
gegen geklagt hat. Dies ist bestenfalls 
ein Advokatentrick, aber nicht die 
Handlungsbasis der Länderregionen. 

In Niedersachsen folgt die Strafe nicht 
mehr so häufig auf dem Fuße wie es 
früher der Fall war. Die Regierung Schrö- 
der hat die Zahl beschleunigter Strafver- 
fahren von 5.700 im Jahr 1989 auf 1.300 
im Jahr 1995 zurückgeführt. Dies ist kein 
Wunder. Schließlich hat Niedersachsen 
1994 auch gegen die Erweiterung des An- 
wendungsbereiches für beschleunigte Ver- 
fahren gestimmt. 

Die Welt am Sonntag titelte 
am 27. Juli 1997: „Unter Schröder *üt(rt 
Niedersachsen zum Eldorado für Straft3 

und Scheinasylanten." Und so brachten 
auch die Stuttgarter Nachrichten die Klu. 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit t>e 
Gerhard Schröder auf den Punkt: „StarKe 

Sprüche, die zur Realität nicht so ganz   ^ 
passen wollen." (28. 7. 1997) 
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Es wird keine wechselnden 
Mehrheiten geben 

"Mit der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
,rd es die generelle Zulassung der dop- 

pelten Staatsbürgerschaft nicht geben." 

7"t diesen Worten hat in der Bundestags- 
ebatte über das Staatsangehörigkeitsrecht 
^ 30. Oktober der Berichterstatter zum 
^aatsangehörigkeitsrechts der CDU/CSU- 
°ündestagsfraktion, Meinhard Belle, die 

Verschiede und die Meinungsverschie- 
enheiten angesprochen, die in dieser 

hrage in der Koalition bestehen. 
DoPpelte Staatsbürgerschaft - „Wir ma- 
chen da nicht mit. Dies ist für die Union 
j^ne Frage ihrer Identität, die nicht ver- 
^andelbar ist. Wir werden die doppelte 

taatsbürgerschaft auch nicht zeitweilig 
?u|assen." 

aß es aber in allen anderen Punkten der 
■eforrn - „ich würde sagen in 80 Prozent 

zu regelnden Fragen" - Übereinstim- der. 

^ung zwischen CDU/CSU und FDP gibt, 
«"ich Meinhard Belle ebenfalls hervor: 

'    lr wollen die Einbürgerungsvorausset- 
üng verbessern, Fristen weiter verkürzen, 
e8 von der Ermessensentscheidung der 

Einbürgerungsbehörden hinkommen zum 
Einbürgerungsanspruch unseres ausländi- 
schen Mitbürgers. Und auch die Integrati- 
on der bei uns lebenden Ausländer soll 
verbessert werden." 

Wie das Bundesverfassungsgericht betont 
hat, ist auch für die CDU/CSU die Staats- 
angehörigkeit „Ausdruck der Grundbezie- 
hung der mitgliedschaftlichen Verbindung 
und rechtlichen Zugehörigkeit zur staatli- 
chen Gemeinschaft". 

Wie geht es weiter? 
Auf der Grundlage der Koalitionsverein- 
barung lassen sich, wenn man sie sachge- 
recht fortentwickelt, schon nach den letz- 
ten Gesprächen gute Lösungsansätze er- 
kennen. In einer Frage aber muß Spekula- 
tionen entschieden entgegengetreten wer- 
den: „Es wird keine Abstimmung mit 
wechselnden Mehrheiten geben." 
Meinhard Belle: „Auch allen Überlegun- 
gen in Richtung eines interfraktionellen 
Gruppenantrages oder einer Freigabe der 
Abstimmung erteile ich für die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion eine klare Absage." 

Neue Perspektiven für den Arbeitsmarkt 

P\as ist das Thema, dem sich der 
Jj-^4. Leipziger Wirtschaftskongreß 
der Konrad-Adenauer-Stiftung 
Widmet. 

Über Arbeitslosigkeit als Herausfor- 
derung für die Soziale Marktwirt- 
schaft wird Bundesarbeitsminister 
'jjorbert Blüm sprechen und über das 
"Bündnis für Arbeit" in den neuen 
Bundesländern der Sprecher der 

CDU-Ostgruppe im Deutschen Bun- 
destag für Wirtschaft, Finanzen und 
Landwirtschaft, Gerhard Schulz. 

Der Kongreß findet am 
20. November im Gewandhaus 
in Leipzig statt. 

Eröffnung und Begrüßung durch den 
Leiter der Politischen Akademie der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, Stephan 
Eisel, um 11.00 Uhr. 
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Vorschläge zur Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts 

Die Arbeitsgruppe Inneres und Sport 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
einstimmig beschlossen, das Staatsan- 
gehörigkeitsrecht noch in dieser Legis- 
laturperiode zu verändern. Eckpunkte 
für die Neuregelung des deutschen 
Staatsangehörigkeitsrechts sind: 

I. Notwendigkeit einer 
Neuregelung 

Das geltende Staatsangehörigkeitsrecht ist 
überarbeitungsbedürftig; die Aufsplitte- 
rung in zahlreiche Einzelgesetze macht es 
unübersichtlich. Die rechtliche Hinterlas- 
senschaft der ehemaligen „DDR" erfordert 
eine Neuordnung gleichfalls. 
Unter Integrations-Aspekten werden ange- 
sichts der hohen Zahl dauerhaft in 
Deutschland lebender Ausländer Erleichte- 
rungen für deren Einbürgerung geschaffen. 
An den bewährten Grundzügen des deut- 
schen Staatsangehörigkeitsrechts wird da- 
bei festgehalten (Abstammungsprinzip; 
Vermeidung von Mehrstaatigkeit, Ausnah- 
men aus Gründen der Einzelfallgerechtig- 
keit). 

II. Grundzüge der Neuregelung 

Neustrukturierung 
des Einbürgerungsrechts 

• Den in Deutschland bereits weitgehend 
integrierten Ausländern soll und kann der 
Schritt in die deutsche Staatsangehörigkeit 
erleichtert werden. 
Während nach bisherigem Recht die Ein- 

bürgerung weitgehend im Ermessen der 
Exekutive steht, sollen deshalb künftig 
überwiegend Einbürgerungsansprüche ge 

ten: Bei Vorliegen der gesetzlichen Vor- 
aussetzungen muß einem Antrag entspr0' 
chen werden. 

Von Erwin Marschewski, 

innenpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

und Meinrad Belle, 

Berichterstatter zum 
Staatsangehörigkeitsrecht 

• Die Ermessenseinbürgerung wird auf 
die relativ seltenen Fälle eines „herausra- 
genden öffentlichen Interesses" (Spitze^' 
kräfte in Wissenschaft, Kunst, Wirtschai1 

und Sport) sowie Einbürgerungen vom 
Ausland her bei bestehenden Bindung^11 

an Deutschland (z. B. ehemalige Deutsc«1 

und ihre Abkömmlinge, Ehegatten Deut' 
scher und deutsche Volkszugehörige) be' 
schränkt. 
• Das bisherige Zustimmungsrecht des 
Bundesministeriums des Innern wird au 
die verbleibenden Ermessenseinbürgen1 

gen beschränkt. 
• Die Mindestaufenthaltszeit für den E| 
bürgerungsanspruch, der die bisherige 
messenseinbürgerung und den Einbürg 
rungsanspruch für lange hier lebende A 
länder ersetzt, wird herabgesetzt. 
Für bestimmte Personengruppen (Eheg 
ten Deutscher, Staatenlose, politische 
Flüchtlinge) bleibt es bei den noch gün* 
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& ren Aufenthaltsvoraussetzungen des 
neutigen Rechts. 

s Basis für die oben genannten Erleich- 
erungen wird als Voraussetzung für die 
'nbürgerung (wie bisher bei der Ermes- 
nseinbürgerung) die erkennbare Einord- 

Ung in die deutschen Lebensverhältnisse 
^fordert (z. B. Schul- und Ausbildungssi- 

ätion; Bejahung der Grundwerte der 
^rfassung; keine Sozialhilfe; Straffrei- 
en); hinzu kommt eine hinreichende Be- 
gehung der deutschen Sprache als 
lcntigste Integrationsvoraussetzung. 
er Anspruch für in Deutschland aufge- 
achsene Jugendliche (nach achtjährigem 

Aufenthalt) bleibt erhalten und wird 
» eichfalls an ausreichende deutsche 

Prachkenntnisse gebunden. 
ei den Voraussetzungen, die eine Versa- 

»Ung der Einbürgerung begründen, wird 
. e Berücksichtigung von Sicherheitsbe- 
, .n§en neu formuliert, nachdem sich die 
'sherige Bestimmung (§ 85 Abs. 2 S. 2 

• V. m. § 46 Nr. 1 AuslG) als unzurei- 
end erwiesen hat, da sie nur auf eine ak- 
eile Gefahrenlage für die freiheitliche 

emokratische Grundordnung oder die Si- 
^erheit der Bundesrepublik Deutschland 

stellt. Demgegenüber ist die Neufassung 
arauf gerichtet, die Einbürgerung solcher 

y sländer zu verhindern, die in neuerer 
eit an Sicherheitsgefährdenden Bestre- 

gen teilgenommen haben. 

Vermeidung von Mehrstaatigkeit 

Meh ern Grundsatz der Vermeidung von 
nrstaatigkeit wird festgehalten: 

% TY 
or   '

e Staatsangehörigkeit ist eine 
undrfätzlich durch Ausschließlichkeit 
Une    auer (nach Art. 16 Abs. 1 Satz 1 GG 
§e Pf]Zle rjar) gekennzeichnete gegenseiti- 
Um       ntenbeziehung zwischen Individu- 
Cha

Und Staat. Sie hat staatskonstitutiven 
abp«        ' da durch sie das Staatsvolk 

grenzt wird. 

• Der Erwerb der Staatsangehörigkeit ist 
an Voraussetzungen zu binden, die ein 
hinreichendes Maß an bereits vollzogener 
Integration des Bewerbers gewährleisten. 
Die Beibehaltung der bisherigen Staatsan- 
gehörigkeit wirkt sich eher integrations- 
hemmend aus, weil sie eine eindeutige 
Hinwendung zur Bundesrepublik Deutsch- 
land erschwert. 
• Mit der Mehrstaatigkeit können Loya- 
litätskonflikte verbunden sein, die der ein- 
heits- und staatsbildenden Funktion der 
Staatsangehörigkeit widersprechen. 
• Gegen einen Regel-Geburtserwerb für 
in Deutschland geborene Ausländerkinder 
spricht insbesondere, daß eine solche rein 
formale Anknüpfung keine Gewähr für ei- 
ne Integration bietet, zum Erwerb der 
Staatsangehörigkeit auch gegen den Willen 
der Eltern und in großem Umfang zur Ent- 
stehung von Mehrstaatigkeit führen würde. 
Derartige Nachteile sind in bezug auf 
Staatsangehörige aus anderen EU-Mit- 
gliedstaaten nicht zu besorgen. Im Hin- 
blick auf die bereits jetzt erfolgende weit- 
gehende Inländergleichbehandlung besteht 
für diesen Personenkreis im übrigen nur 
wenig Anreiz, die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit zu erwerben. 
Ausnahmen von dem Grundsatz der Ver- 
meidung von Mehrstaatigkeit kommen wie 
bisher in Betracht, wenn die Aufgabe der 
bisherigen Staatsangehörigkeit nicht mög- 
lich oder im Einzelfall nicht zumutbar ist. 
Unabhängig davon wird Mehrstaatigkeit 
bei der Einbürgerung von Spätaussiedlern 
aus historischen Gründen hingenommen, 
allerdings möglichst gemindert. 
Bei Kindern aus Ehen von Ehepartnern 
mit unterschiedlichen Staatsangehörigkei- 
ten entsteht sie vielfach durch Abstam- 
mung, ohne daß dies von der Bundesrepu- 
blik Deutschland beeinflußt werden sollte. 

Das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht 
bleibt gesetzlich und in der praktischen 
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Anwendung durch eine große Liberalität - 
insbesondere durch Gewährung von ge- 
richtlich einklagbaren Einbürgerungsan- 
sprüchen - und nicht durch Engherzigkeit 
gekennzeichnet. 

Erweiterung von Verlustgründen 
Beibehalten und erweitert werden soll der 
Tatbestand „Verlust durch freiwilligen Er- 
werb einer fremden Staatsangehörigkeit". 
Im Unterschied zum geltenden Recht soll 
der Verlust auch eintreten, wenn der dau- 
ernde Aufenthalt im Bundesgebiet fortbe- 
steht. Dessen bedarf es, weil andere Staa- 
ten zunehmend den Wiedererwerb ihrer 
Staatsangehörigkeit außerhalb ihres Terri- 
toriums zulassen und sogar für den alsbal- 
digen Wiedererwerb ihrer Staatsangehörig- 
keit werben und damit bewußt Bemühun- 
gen Deutschlands um die Vermeidung von 
Mehrstaatigkeit konterkarieren. 
Zur nachträglichen Beseitigung einer bei 
Einbürgerung ausnahmsweise hingenom- 
menen Mehrstaatigkeit soll ein Verlusttat- 
bestand für volljährige deutsche Doppel- 
staatler, die auf Dauer ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in einen Staat verlegen, dessen 
Staatsangehörigkeit sie ebenfalls besitzen, 
neu geschaffen werden. 

keit, den Verlust abzuwenden, ist eine sol- 
che Regelung mit Art. 16 Abs. 1 Satz 1 
GG vereinbar. 

Regelung des Fortbestandes der 
deutschen Staatsangehörigkeit bei im 
Ausland geborenen und dauernd dort 
lebenden Deutschen 
Regelung der automatischen Vererbbarkeit 
der deutschen Staatsangehörigkeit bei feh- 
lendem Bezug zum Staatsgebiet (Nr. 111 3 
des Asylkompromisses vom 6. 12. 1992) 
durch Einführung einer Optionsregelung: 
Die betroffenen Personen sollen die deut- 
sche Staatsangehörigkeit bei Vollendung 
des 21. Lebensjahres verlieren, wenn sie 
nicht von der zwischen dem 18. und 21. 
Lebensjahr geschaffenen Möglichkeit Ge- 
brauch machen, für ihre Beibehaltung zu 
optieren. Im Hinblick auf diese Möglich- 

Überleitung der Statuseigenschaft 
in die deutsche Staatsangehörigkeit 
Die Statuseigenschaft (Deutscher ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit gemäß Art. 
116 Abs. 1 GG) war ursprünglich als 
Übergangsstatus gedacht. Inzwischen 
wird sie im Abstammungswege an Kinde1" 
und Enkel weitergegeben, weil nur ein 
Teil der Berechtigten von dem Anspruch 
auf förmliche Einbürgerung Gebrauch 
macht. Deshalb ist vorgesehen, denjeni- 
gen, die als Spätaussiedler (einschließlich 
Ehegatten und Kinder) in die Bundesre- 
publik Deutschland gekommen sind und 
deren Status gemäß § 15 Abs. 1 oder 2 
BVFG anerkannt worden ist, zwei Jahre 
nach dieser Anerkennung automatisch die 

deutsche Staatsangehörigkeit zu verlei- 
hen. Auch die in der Vergangenheit als 
Vertriebene oder Spätaussiedler Aufge- 
nommenen sollen an diesem automati- 
schen Erwerb teilhaben. 
Der Grundsatz der Vermeidung von Mehr- 
staatigkeit wird erstmalig auch bei der 
Aufnahme von Spätaussiedlern berück- 
sichtigt: Bereits im Aufnahmeverfahren 
müssen sich die Antragsteller verpflichten- 
ach der Aufnahme im Bundesgebiet und nac 

anschließender endgültiger Anerkennung 
als Spätaussiedler binnen 2 Jahren die 
Aufgabe ihrer bisherigen Staatsangehöflg 
keit zu betreiben. Ergänzend werden Ver- 
handlungen mit den Herkunftsländern mi 
dem Ziel aufgenommen, daß diese den 
Spätaussiedlern das Ausscheiden aus der 
bisherigen Staatsangehörigkeit ohne Er- 
schwernisse ermöglichen. 

Lösung offener Fragen zur DDR" 
Staatsbürgerschaft 
Durch den sog. Teso-Beschluß des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 21. Oktober 
1987 ist lediglich geklärt worden, daß &x 
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Erwerb der DDR-Staatsbürgerschaft regel- 
mäßig auch den Erwerb der deutschen 
teatsangehörigkeit bewirkt hat. Umstrit- 
^n geblieben ist teilweise die Frage, wel- 

che Wirkung der Verlust der DDR-Staats- 
°Urgerschaft im Hinblick auf die deutsche 
taatsangehörigkeit gehabt hat. Im Sinne 
mer möglichst großzügigen Interpretation 
es im Grundgesetz verankerten Gebots 
Ur Wahrung der Einheit der deutschen 
faatsangehörigkeit ist vorgesehen, daß 

^le über die DDR-Staatsbürgerschaft er- 
°rbene deutsche Staatsangehörigkeit nur 

ann erloschen ist, wenn die Verlustvor- 
j^ssetzungen nach DDR-Recht und nach 
Bündesrecht erfüllt sind. 

"*■ Schaffung einer Rechtsgrundlage 
*Ur bindenden Feststellung der Staats- 
^gehörigkeitsverhältnisse durch die 

t *aatsangehörigkeitsbehörden; Einrich- 
n8 einer Staatsangehörigkeitsdatei 
lsher fehlt eine solche Rechtsgrundlage 

k ll der Folge, daß die Staatsangehörig- 
e'tsbehörden nicht befugt sind, das Be- 

^ehen oder Nichtbestehen der deutschen 
aatsangehörigkeit bestandskräftig fest- 

ß bellen. Hierzu besteht ein dringendes 
Bedürfnis. 

eu eingerichtet werden soll eine Staats- 
J^p.hörigkeitsdatei, in der bindende Ent- 
b   e-'dUngen der Staatsangehörigkeits- 
rj "örden registriert werden. Eine solche 
^a|ei befindet sich schon im Bundesver- 
he

dltungsamt im Aufbau. Es fehlt aber bis- 
r eme ausdrückliche Rechtsgrundlage. 

^Erleichterung des Nachweises der 
Aschen Staatsangehörigkeit 

We
C Se'ten entstehen erhebliche Näch- 

tig1 pChwierigkeiten bei der Feststellung 
geh- rWerbs der deutscnen Staatsan- 
Vermlgkeit durch Geburt- Dem so11 durch 

'and UtUnSsregelungen für den Fall der In- 
ais j^

§et)un und Behandlung der Vorfahren 
eutsche abgeholfen werden. 

III. Deutsche Kinderstaats- 
zugehörigkeit 

Nach der Koalitionsvereinbarung von 1994 
wird für in Deutschland geborene Kinder 
der dritten Generation eine deutsche Kin- 
derstaatszugehörigkeit neu eingeführt. 
Die Koalitionsvereinbarung nennt folgen- 
de Einzelaspekte: 
• Ein Elternteil ist in Deutschland gebo- 
ren, beide Elternteile haben sich die letz- 
ten zehn Jahre vor der Geburt des Kindes 
rechtmäßig hier aufgehalten und sind im 
Besitz einer unbefristeten Aufenthaltsge- 
nehmigung. 

• Das Kind erwirbt mit der Geburt die 
deutsche Kinderstaatszugehörigkeit zu sei- 
ner elterlichen Staatsbürgerschaft hinzu. 
Die Feststellung erfolgt auf Antrag beider 
Eltern bis zur Vollendung des 12. Lebens- 
jahres des Kindes durch die zuständige 
Behörde. 

• Ausländer mit deutscher Kinderstaats- 
zugehörigkeit erhalten die gleichen Aus- 
weispapiere wie Deutsche und sind nicht- 
volljährigen Deutschen gleichgestellt; die 
erweiterten Nachzugsmöglichkeiten blei- 
ben ausgeschlossen. 

• Die deutsche Kinderstaatszugehörigkeit 
erlischt kraft Gesetzes, wenn nicht binnen 
eines Jahres nach Vollendung des 18. Le- 
bensjahres des Kindes das Erlöschen der 
weiteren Staatsbürgerschaft nachgewiesen 
wird. Wird dies nachgewiesen, wandelt 
sich die deutsche Kinderstaatszugehörig- 
keit in die deutsche Staatsbürgerschaft um. 
Wir bekräftigen unsere Zustimmung zur 
Koalitionsvereinbarung von 1994. 

Die Bundesregierung möge darauf hinwir- 
ken, daß in den Herkunftsländern den Aus- 
ländern die Aufgabe ihrer bisherigen 
Staatsangehörigkeit zugunsten des Erwerbs 
der deutschen Staatsangehörigkeit in einem 
einfacheren Verfahren ermöglicht wird.    ■ 
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Eigenständige Landwirtschaft in 
Europa weiterentwickeln 

Nach einer Beratung des Ernährungs- 
ausschusses über den Agrarteil der 
Agenda 2000 erklärte der agrarpoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion Egon Susset: 
Die Gemeinsame Agrarpolitik muß als ei- 
genständige Politik weiterentwickelt sowie 
angesichts der Erweiterung der EU und des 
verschärften globalen Wettbewerbes zu- 
kunftsorientiert gestaltet werden. Hierfür 
bieten die im Agrarteil der Agenda 2000 
vorgesehenen tiefgreifenden Änderungen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik keine ak- 
zeptable Basis. Diese von Bundesminister 
Borchert in Brüssel vertretene Position 
wird von uns mitgetragen und unterstützt. 
Wir erwarten, daß die EG-Kommission 
die von deutscher Seite vorgebrachte kon- 
struktive Kritik aufgreift und bei ihren 
Vorschlägen berücksichtigt, die sie im 
Frühjahr 1998 vorlegen will. Obwohl es 
sich bei der Agenda lediglich um Vorüber- 
legungen handelt, muß der deutsche 
Standpunkt rechtzeitig in Brüssel einge- 
bracht werden. 
Für die nächste Verhandlungsrunde der 
WTO über eine weitere Liberalisierung 
des Handels muß ein abgestimmtes Kon- 
zept innerhalb der EU vorgelegt werden. 
Dabei darf die Verhandlungsposition der 
EU nicht durch Vorleistungen im Zusam- 
menhang mit der Agenda 2000 ge- 
schwächt werden. In der WTO-Runde 
muß vor allem sichergestellt werden, daß 
die europäische Landwirtschaft und die 
europäischen Verbraucher auch in Zukunft 
ausreichend geschützt werden können. 
Dazu gehört die Absicherung unserer ho- 
hen Qualitäts-, Hygiene- und Gesundheits- 
standards sowie die Verankerung unserer 
Umwelt- und sozialen Mindeststandards. 

Dies sind die Kernpunkte eines Antrags, 
den der Ernährungsausschuß mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen be- 
schlossen und dem federführenden Euro- 
paausschuß zur Annahme empfohlen hat- 
Erhebliche Vorbehalte bestehen insbeson- 
dere gegenüber den Einkommens- und Fi' 
nanzwirkungen des Agrarteils der Agenda 
2000. Die Vorstellungen der Kommission 
hätten deutliche Einkommenseinbußen der 
landwirtschaftlichen Betriebe zur Folge; 
die Abhängigkeit von staatlichen Direkt- 
zahlungen würde gravierend zunehmen. 
Anders als vielfach angenommen, würde 
der EU-Haushalt nicht entlastet, sondern 
um ca. 8 Milliarden DM pro Jahr zusätz- 
lich belastet. Die deutsche Nettozahlerp0' 
sition würde sich weiter um rd. 800 Mi°- 
DM verschlechtern. 
Übergeordnetes agrarpolitisches Ziel ist 
eine eigenständige europäische Landwirt' 
schaft mit einem ausreichenden Stüt- 
zungsniveau innerhalb der EU und ange- 
messenem Außenschutz gegenüber dem 
Weltmarkt. Dies ist Voraussetzung, damit 
die deutschen und europäischen Landwirt 
ihre vielfältigen gesellschaftspolitischen 
Aufgaben, nicht zuletzt Pflege und Erhalt 
der Kulturlandschaft, erfüllen und ein an- 
gemessenes Einkommen erwirtschaften 
können. 
Daher fordern wir, daß die Gemeinsame 
Agrarpolitik auf der Grundlage der Agra1"' 
reform von 1992 an die sich verändernde 
ökonomischen Rahmenbedingungen und 
die Anforderungen der Verbraucher ange' 
paßt wird. Bei Rindfleisch sind kurzfristig 
durchgreifende Reformschritte notwendig 
Den Milcherzeugern muß eine Perspekti 
für verläßliche Produktionsbedingungen 
eröffnet werden. 
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Helmut Kohl vor der Synode der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
Mahnender Kanzler 
Helmut Kohl ist seit 15 Jahren Bundes- 
kanzler. Aber gestern sprach er zum er- 
sten Mal vor einer Synode der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland. Der ka- 
tholische Regierungschef vor den ge- 
wählten Vertretern von 28 Millionen 
deutschen Protestanten - das ist also 
nicht gerade ein alltägliches Ereignis. 
Und Kohl nutzte die Gelegenheit, den 
Synodalen sein Unbehagen über man- 
cne Entwicklungen in den Großkirchen, 
v°f allem der EKD, spüren zu lassen. 
Die Kirchen sind zu Großproduzenten 
v°n Papieren und Stellungnahmen zu al- 
tem und jedem geworden und vergessen 
darüber oft die geistliche Dimension ih- 
res Amtes. Sie sind, Kohl sagt es offen, zu 
Sehr mit sich selbst beschäftigt, als daß 
s'e das Bedürfnis nach Orientierung er- 
füllen können. Die Gefahr, daß dann an- 
dere - Sekten und dubiose Psychogrup- 
Pen - in diese Lücke stoßen, ist gegeben. 

&s war klar, wen er meinte 

\/6' Kanzler ist in Personalunion CDU- 
°rsitzender. In den Organen und Gremi- 
n der EKD ist seine Partei unterreprä- 

s*n'iert - ganz im Gegensatz zur SPD. 
atürlich vertrat er auf der Synode des- 

Qtb auch Unionspositionen. Mit starken, 
tost wahlkämpferischen Worten warnte 

°hl vor einem Angriff auf die religiöse 
z*ehung der Kinder. Erbärmlich sei es, 

55 neufe manche den Religionsunter- 
nt aus den Schulen verdrängen wollten. 

Qr Kanzler nannte nicht Roß und Reiter, 
och jedem im Saale war klar, wen er 
Kinte: Die Einführung des Fachs Le- 
ensgestaltung - Ethik - Religionskunde 

(LER) durch die brandenburgischen Sozi- 
aldemokraten hat eine bundesweite Dis- 
kussion über den schulischen Religions- 
unterricht in Gang geetzt. Wo es rot-grüne 
Landesregierungen gibt, wird jetzt über 

Pressestimmen 

„Alternativen" nachgedacht. In Nord- 
rhein-Westfalen, aber auch anderswo, 
melden sich solche Stimmen immer lauter 
zu Wort. Zwar bekennen sich die großen 
Parteien übereinstimmend zur Religion 
als ordentlichem Schulfach, aber ge- 
schlossen stehen nur noch CDU und 
CSU dazu. Die Welt 

Kohls Appell 
Der Kanzler hat mit dem ihm eigenen 
Gespür für Stimmungen eine Gefahr 
erkannt, die Beobachter über Partei- 
grenzen hinweg beunruhigt: Die huma- 
nitären Grundwerte, die Gesellschaft 
und Staat zusammenhalten, weichen 
schleichend einer nur noch an Leistung 
und Erfolg orientierten Beliebigkeit. In 
wertneutralen Gesellschaften aber kön- 
nen Krisen in Katastrophen ausarten. 

Grundlage zivilen Verhaltens 
Den Kirchen, da hat Kohl recht, kommt 
deswegen eine fundamentale Aufgabe 
zu. Sie haben dies, wie eine EKD-Er- 
klärung der letzten Tage beweist, bereits 
selbst erkannt. Grundlage zivilen Ver- 
haltens in Deutschland ist das Christen- 
tum. Es darf nicht versiegen. Die Kir- 
chen müssen sich - ohne anmaßend 
aufzutreten - wieder trauen. 

Hannoversche Allgemeine 
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Die Bundeswehr vor schädlichen 
Einflüssen bewahren 

Die Jahresberichte der Wehrbeauftrag- 
ten des Deutschen Bundestages sind seit 
jeher keine umfassenden Darstellungen 
der Bundeswehr. So ist auch mein Jah- 
resbericht 1996 im wesentlichen als 
Wiedergabe und Bewertung der Er- 
kenntnisse zu verstehen, die ich im ver- 
gangenen Jahr bei Schwerpunktthemen 
gewonnen habe. 
In Ihrem Auftrag übe ich die parlamentari- 
sche Kontrolle über die Streitkräfte aus 
und biete gleichzeitig dem einzelnen Sol- 
daten die Möglichkeit, im Wege einer Ein- 
gabe Rechts- und Interessensschutz zu fin- 
den. 
Kontrolle bedingt ebenso wie Hilfelei- 
stung ein problemorientiertes Arbeiten. 
Dementsprechend wird notwendigerweise 
der Jahresbericht zum Mängelbericht. Das 
Bundesministerium der Verteidigung hat 
mit seiner Stellungnahme zum Jahresbe- 
richt 1996 wieder deutlich machen kön- 
nen, daß es eine gute Basis für eine ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit auf ein ge- 
meinsames Ziel hin gibt: Die Schaffung 
und Erhaltung einer von den Wertmaßstä- 
ben unseres Grundgesetzes durchdrunge- 
nen, leistungsfähigen und motivierten 
Bundeswehr. 
Mir liegen die Soldaten und ihre Familien 
wie auch die Bundeswehr im ganzen sehr 
am Herzen. Deshalb kann mir diese Bun- 
deswehr gar nicht gut genug sein. Deshalb 
lege ich den Finger in die Wunde, wenn 
nach meinem Dafürhalten Verantwortlich- 
keiten nicht in der richtigen Weise wahr- 
genommen wurden. 
Die meisten der von mir anzusprechenden 
Probleme lassen sich nicht binnen Jahres- 
frist umfassend oder endgültig lösen. Ins- 
besondere dort, wo Entwicklungen die 

Bundeswehr beeinflussen, die nicht in der 
Bundeswehr selbst ihren Ursprung haben, 
ist ein geduldiger Umgang mit den Her- 
ausforderungen, ist langer Atem gefragt- 
So wird die Bundeswehr Jahr um Jahr ml1 

gesellschaftlichen, finanziellen und - seit 
wenigen Jahren noch intensiver - auch m1 

außenpolitischen Entwicklungen konfron- 
tiert, die ihre Reaktionsfähigkeit auf die 
Probe stellt. Es ist gut zu wissen, daß die- 

Von Ciaire Marienfeld, 
Wehrbeauftragte des 

Deutschen Bundestages 

se Streitkräfte mit dem seit Jahrzehnten 
bewährten Konzept der Inneren Führung 
über ein Rüstzeug verfügen, das sie den 
Herausforderungen bislang im wesentli- 
chen gewachsen sein ließ. 
Wenn ich von gesellschaftlichen Entwick- 
lungen spreche, meine ich z. B. den sie» 
seit Jahren so schleichend wie bedrohhc 

vollziehenden Umstand, daß die Erstkoö' 
sumenten von Alkohol und Drogen imnje 

jünger werden. Genauso wenig dürfen 
Augen davor verschlossen werden, daß 
in Teilen der Gesellschaft eine Zunahme 

rechtsextremistischer und ausländerfein 
licher Verhaltensweisen gibt, eine Zuna 
me an Gewaltbereitschaft, einen rapiden 
und beängstigenden Werteverlust, der si 
im Umgang mit Sachen zuerst, später an 
mit Menschen offenbart. 
So hat die Bundeswehr Menschen, sei e 
aufgrund der Wehrpflicht oder aufgrund 
freiwilliger Verpflichtung, zu integriere 
und auszubilden, die bereits die vielleie 
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Bundeskanzler Helmut Kohl würdigt 
Leistungen der Bundeswehr 

Bundeskanzler Helmut Kohl hat die 
Leistungen der Bundeswehr beim 
Aufbau der freiheitlichen Demokra- 
tie gewürdigt. 

Auf der 36. Kommandeurtagung am 3. 
November in Berlin bezeichnete er die 
über 40jährige Existenz der Bundes- 
wehr als „Erfolgsgeschichte". Von An- 
fang an habe sie im Rahmen des At- 
lantischen Bündnisses einen gewichti- 
gen Beitrag zur Sicherung von Frieden 
und Stabilität in Europa geleistet. So 
nabe sie dazu beigetragen, daß sich die 

denr dSten Jahre ihres Lebens' die Janre 

^   Kindheit und Jugend, durchlebt haben. 
|ichkUk0mmt' daß die faktischen Mö§- 

keiten zur Wehrdienstverweigerung ei- 
enVn der BundesrePUDnk nicnt ganz neu- 
ge   \nd verstärken: Selbst unter den jun- 

Männern, die aufgrund der allgemei- 
^j. Wehrpflicht einberufen werden, ist 
A, 2die gesamte Bandbreite politischer 

assungen vertreten, 
'.^t vielmehr das Phänomen zu ver- 

geh   Cn' daß diejenigen, die die Bundes- 
ver .r.irTlrner schon der Rechtslastigkeit 
bijeh

acht'gt haben und ihr deshalb fernge- 
dem     S'nd' mit inrer Ohne-mich-Haltung 
d0ch

noch Vorschub leisten. Ich bleibe je- 
sein .ganz eindeutig und auch im Bewußt- 
Det 

der schwerwiegenden Vorfälle von 
ders 

0ld und Dresden sowie des ganz an- 
bej 'gearteten Vorfalls von Hammelburg 
reehteiner Bewertung, daß es keine 
Bün .Sextremistische Entwicklung in der 
^wehr gib,. 

ein?' 
Wo ein entsprechendes Verhalten 

nach ner Soldaten erkennbar wurde, ist 
meiner Beobachtung angemessen 

Sehnsucht der Menschen auch im öst- 
lichen Teil des Kontinents erfüllen 
konnte. 
Zu den größten Erfolgen der Bundes- 
wehr gehöre die Integration von Sol- 
daten der ehemaligen NVA. Sie erfüll- 
ten heute ihren Auftrag Seite an Seite 
mit ihren Kameraden aus den alten 
Bundesländern. Diese persönliche 
Einsatzbereitschaft aller Soldaten 
machten die Armee entgegen aller Be- 
hauptungen von Kritikern nicht zu ei- 
ner „Zweiklassenarmee", sondern zu 
einer „Armee erster Klasse". 

und wirksam reagiert worden. Weder bei 
Rechtsextremismus und Gewaltbereit- 
schaft noch bei Drogenmißbrauch darf es 
bei der bloßen Reaktion bleiben. 

Vielmehr muß Prävention in der Kombi- 
nation von politischer Bildung, fordernder, 
aber gleichzeitig menschenwürdiger Aus- 
bildung, Dienstaufsicht und Fürsorge die 
Soldaten davor bewahren, auch nur an- 
sprechbar oder gar anfällig für derart 
schädliche Einflüsse zu sein. 

Lassen Sie mich noch einige Worte zur 
Wehrpflicht sagen: Die Frage „Wehr- 
pflicht -ja oder nein?" ist keine Frage von 
mehr oder weniger Soldaten in der Bun- 
deswehr. Die Präsenz junger Staatsbürger, 
die aufgrund einer gesetzlichen Verpflich- 
tung - also nicht ganz freiwillig - mit kri- 
tischem Interesse in der Bundeswehr ihren 
Dienst leisten, prägt den Charakter dieser 
Armee. Unter den Bedingungen dieser 
Wehrform sehe ich die Grundsätze der In- 
neren Führung, das Ziel der Einbettung 
der Streitkräfte in die Demokratie, beson- 
ders gut aufgehoben. ■ 
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Mit aller Härte gegen die 
Verantwortlichen vorgehen 

Zu dem neu aufgetauchten Gewaltvideo 
aus dem GebJgBtl 571 in Schneeberg 
erklärte der verteidigungspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Paul Breuer: 
Es handelt sich um einen schwerwiegen- 
den, geradezu widerlichen Fall von 
Rechtsextremismus und Gewaltverherrli- 
chung. Gegen die Urheber und Verant- 
wortlichen muß deshalb mit aller Härte 
und mit allen Mitteln, die das soldatische 
Disziplinarrecht und auch das Allgemeine 
Strafrecht hergeben, vorgegangen werden. 
Dabei müssen die Verantwortlichen bis 
hinauf in die höchste Führung des Ge- 
birgsjägerbataillons bestraft werden. 
Aber wir müssen das erforderliche Augen- 
maß behalten. Schließlich haben wir auch 
die heute in Schneeberg dienstleistenden 
Soldaten, die nichts mit dem Video zu tun 
haben, zu schützen. Eine „Sippenhaft" für 
die Soldaten des Bataillons darf es deshalb 
nicht geben. 
Mir scheint, als ob in dieser Angelegenheit 
die Dinge vor Ort damals insgesamt aus 
dem Ruder gelaufen sind. Ich will die Si- 
tuation nicht herunterspielen, aber man 
muß wissen, daß es sich um Vorfälle aus 
den Jahren 1994 bis 1996 handelt und daß 
das Bataillon heute personell ein anderes 
Gesicht hat als damals. Um so schwerwie- 
gender ist für mich, daß bei dem Video ne- 
ben bereits entlassenen Soldaten auch ein 
aktiver Offizier und zwei aktive Feldwebel 
beteiligt waren. Das zeigt mir, daß es in 
Einzelfällen bei der Bundeswehr eine 
falsch verstandene Kameradschaft gibt, die 
solche Machenschaften zu „decken" bereit 
ist. Auch hierüber muß und wird es in der 
Truppe eine Untersuchung geben. Ich bin 

aber überzeugt, daß diese Diskussion dazu 

führen wird, die Abwehrkräfte innerhalb 
der Bundeswehr gegen rechtsradikale Str°' 
mungen, die aus der Gesellschaft in sie 
hineingetragen werden, noch zu stärken. 
In der bisherigen öffentlichen Debatte ist 
noch nicht ausreichend bekannt, daß es 
sich bei dem Verkäufer, Produzenten und 
Regisseur des Videos um einen ehemalig 
Hauptgefreiten der Bundeswehr handelt, 
der aus nachvollziehbaren Gründen - vef' 
mutlich eine abstruse Form der „Privat- 
rache"- sich nun als oberster Zensor übef 

diese Bundeswehr aufspielt. Die Bundes- 
wehr hatte es nämlich abgelehnt, den 
Videoverkäufer in ihren Reihen weiter zü 

verpflichten. 
Gegen die Bundeswehr als Institution glü 

es keinen Generalverdacht, sie bietet ke1' 
nen Nährboden für Rechtsradikalismus- 
Im Gegensatz zu anderen GroßinstitutiO' 
nen in Deutschland geht die Bundesweit 
deutlich gegen jede Form von Rechtsrad 
kalismus vor. Das ist immer wieder be- 
stätigt worden. Die Bundeswehr steht ab- 
solut loyal zu unserem Rechtsstaat und v> 
ein auch international geschätzter Vertec 
ter unserer auf Integration und Koopera 
on angelegten Politik. Deshalb ist es auc 
gut, daß die Bundeswehr in der öffentli- 
chen Aufmerksamkeit steht. 
Ich begrüße in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich die Initiative des Bundesm 
nisters der Verteidigung, Volker Rühe, 
vorhandene Daten über vorbestrafte 
rechtsradikale Jugendliche auch für 
Zwecke der Bundeswehr in weitem ^,je 
fang nutzen zu wollen. Das Recht mul3 
Bedürfnisse aller Bürger, der staatlichen 
Institutionen und damit auch der Bunde 
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Bundesverteidigungsminister Volker Rühe: 

Kein Platz für Rechtsextremisten 
Ich möchte der Frau Wehrbeauf- 
tragten und ihren Mitarbeitern für 
!hre engagierte und sachkundige 
Arbeit für unsere Bundeswehr dan- 
ken. Mein besonderer Dank gilt 
Ihrem uneingeschränkten und kla- 
ren Bekenntnis zur Wehrpflicht. Ih- 
re Anregungen zur weiteren Verbes- 
serung des Innenlebens der Streit- 
kräfte sind konstruktiv, und der 
Jahresbericht 1996 zeichnet insge- 
samt ein gutes Bild über den Zu- 
stand der Bundeswehr. 
Ein Schwerpunkt des Jahresberichtes 
waren die Auswirkungen der Haus- 
haltsentwicklungen. Zweifellos ist der 
finanzielle Rahmen für die Auftragser- 
füllung der Streitkräfte enger gewor- 
den. Die Bundeswehr hat viel sparen 
Russen, aber trotz der knappen Mittel 
s'nd Ausbildung und Betrieb der Bun- 
deswehr sichergestellt. 
Darstellungen und Berichte in den 
Medien, die von der Bundeswehr das 
Bild eines Mangel- und Reparaturbe- 
triebes zeichnen, haben mit der Rea- 
ntät der deutschen Streitkräfte nichts 
2u tun. Modernes Gerät, gute Ausstat- 
tung, solide, einsatzorientierte Ausbil- 
dung sind wir vor allem unseren Sol- 
daten im Einsatz schuldig. Deshalb hat 
auch künftig all das Vorrang, was un- 

sere Soldaten im Einsatz brauchen: an 
Ausrüstung und in der Ausbildung. 

Der Alltag der Bundeswehr wird nicht 
von Skandalen bestimmt, sondern von 
dem engagierten täglichen Einsatz un- 
serer Soldaten und zivilen Mitarbeiter, 
die mit ihren Leistungen an der Oder, 
für den Frieden in Bosnien, beim Auf- 
bau der Armee der Einheit höchste 
Anerkennung und im übrigen auch 
großes Vertrauen in der Bevölkerung 
und bei unseren Freunden und Part- 
nern erworben haben. Die Ereignisse 
von Detmold, Hammelburg und 
Schneeberg haben in der Öffentlich- 
keit den Eindruck eines ansteigenden 
Rechtsextremismus erweckt. Das trifft 
nach meiner Überzeugung nicht zu. 

Die Bundeswehr ist eine Armee in der 
Demokratie, und ihr Alltag ist in keiner 
Weise von rechtsextremistischen Akti- 
vitäten bestimmt. Der in den vergange- 
nen Tagen bekanntgewordene Video- 
film ist das Produkt einiger rechtsradi- 
kal Verirrter. Jeder Einzelfall findet un- 
sere volle Aufmerksamkeit und wird 
aufgeklärt und unnachgiebig geahndet. 
Jeder muß wissen: In den Streitkräften 
ist kein Platz für rechtsextreme Ge- 
walttäter und für rechtsextreme oder 
extremistische Auffassungen. 

des   Und ihrer So,daten schützen. Bun- 
njJUstizminister Schmidt-Jortzig darf 
der p mit der „Datenschutzmonstranz" vor 
gei. rozession herlaufen und sich auf die 

tende Rechtslage berufen. 

fjbe . neue Situationen erfordern neue 
rlegungen und neues Handeln. Des- 

halb werde ich mich zusammen mit den 
dafür zuständigen Arbeitsgruppen Recht 
und Inneres der Fraktion für eine Initiative 
einsetzen, die es ermöglicht, daß der Bun- 
deswehr Daten von rechtsradikal bekann- 
ten jungen Menschen zur Verfügung ge- 
stellt werden. ■ 
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Mit der CDU ins 21. Jahrhundert" 
- 38. Landesparteitag im Europa-Park Rust - 

„Die CDU ist dort, wo die Menschen 
sind." Getreu diesem Motto veranstalte- 
te die CDU Baden-Württemberg ihren 
38. Landesparteitag an einem für Par- 
teitage ungewöhnlichen Ort: Mitten im 
Europa-Park Rust, Deutschlands größ- 
tem und sicherlich auch schönstem 
Freizeit- und Familienpark. Dort fan- 
den sich am 24. und 25. Oktober über 
500 Delegierte und Gäste zusammen, 
um einen ungewöhnlichen und, wie si- 
cher die meisten fanden, auch außerge- 
wöhnlich schönen Parteitag zu erleben. 

Unter dem Motto: „Vorwärts, Baden- 
Württemberg! Mit der CDU ins 21 Jahr- 
hundert" erlebten die Delegierten aus dem 
ganzen Land einen Parteitag, der Ge- 
schlossenheit und Zukunftsoptimismus 
ebenso zeigte wie konzentrierte Sachdis- 
kussionen und der darüber hinaus noch et- 
was anderes war: ein großes Fest für die 
vielen Delegierten, die „einen beträchtli- 
chen Teil ihrer Freizeit und viel Engage- 
ment für die CDU einsetzen", wie es der 
Landesvorsitzende, Ministerpräsident Er- 
win Teufel, in seiner Eröffnungsrede sag- 
te. Und geboten wurde den Teilnehmern 
dieses Parteitags einiges: zwischen Ach- 
terbahn und Stierkampfarena tagte die 
CDU Baden-Württemberg in einem fest- 
lich geschmückten Zelt. Am Abend gab es 
dann noch eine Varieteshow im italieni- 
schen Theater und ein festliches Abendes- 
sen im spanischen Hotel. 

Erwin Teufel wurde mit 
einem glänzenden Ergebnis 
wiedergewählt 
Aber die Höhepunkte des Parteitags waren 
bereits am ersten Tag die Neuwahl des 
Landesvorstands (s. u.), bei der Erwin Teu- 

fel wieder mit einem glänzenden Ergebnis 
zum Landesvorsitzenden gewählt wurde, 
und die Rede von Bundeskanzler Helmut 
Kohl. In einer beeindruckenden Rede, die 
ebenso kämpferisch war wie nachdenk- 
lich, stimmte der Bundesvorsitzende die 

„Die CDU ist dort, 
wo die Menschen sind." 

Delegierten auf ein hartes Wahlkampfjahf 

ein. „Wir müssen uns noch mächtig an- 
strengen, aber wir werden gewinnen!" fle* 
er den Baden-Württembergern zu. 

Am zweiten Tag beriet der Parteitag den 
Leitantrag des Landesvorstands „Vor- 
wärts, Baden-Württemberg! - Mit der 
CDU ins 21. Jahrhundert", der mit weni- 
gen Änderungen angenommen wurde. Ml1 

den Berichten des Vorsitzenden der CDU' 
Landtagsfraktion, Günther H. Oettinger, 
des Vorsitzenden der CDU-Landesgruppe 

Baden-Württemberg im Bundestag, Otto 
Hauser, und dem Bericht aus dem Eu- 
ropäischen Parlament durch Karl von WO' 
gau wurde der Parteitag am Samstag fort" 
gesetzt. 

„ Selten haben wir einen 
so schönen Parteitag erlebt" 
„Selten", so war von vielen Delegierten z 
hören, „haben wir einen so schönen Pai" 
teitag erlebt. Die CDU in Baden-Württem- 
berg hat sich wieder einmal von ihrer be- 
sten Seite gezeigt." „Unsere Partei ist wie 

unser Land: einig, geschlossen und har- 
monisch, aber genauso stark und kämpf^ 
risch, wenn es um unsere gemeinsame J 
ehe geht: Vorwärts Baden-Württemberg- 
Mit der CDU ins 21. Jahrhundert." 
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CDU/CSU Konzept in Berlin: Arbeit für alle 
Arbeit für alle: Das ist das Thema 

des Kongresses, den die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion am 
18. November im Haus am Kölni- 
schen Park in Berlin veranstaltet. 
»Neue Initiativen zur Beschäftigungs- 
förderung" will die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion mit Fachleuten aus 
Wirtschaft, Wissenschaft und Politik 
diskutieren und von Experten wis- 
sen, wie insbesondere Langzeitar- 
beitslose vermehrt in private und öf- 
fentlich organisierte Arbeit vermittelt 
Werden können. 
Teilnehmer dieses Kongresses wer- 
den u.a. sein: 
• Dieter Hundt, Präsident der Bun- 

desvereinigung der deutschen 
Arbeitgeberverbände 

• Dieter Schulte, Vorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 

• die Präsidentin des Deutschen 
Städtetages und Oberbürger- 
meisterin von Frankfurt am Main, 
Petra Roth 

• Prof. Dr. Achim Trübe von der 
Universität - Gesamthochschule 
Siegen 

• Prof. Dr. Ludger Honnefelder von 
der Universität Bonn 

• die Präsidenten des Deutschen 
Bundestages, Rita Süssmuth 

• Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm 

• Bundesgesundheitsminister 
Horst Seehofer 

• der Stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Heiner Geißler 

• Maria Böhmer MdB 

• Gunnar Uldall MdB 

• Ulf Fink MdB 

• der Fraktionsvorsitzende der CDU 
im Saarländischen Landtag, 
Peter Müller und 

• der Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, 
Wolfgang Schäuble. 

Sechs Arbeitsforen befassen sich mit 
dem Thema der Beschäftigungsförde- 
rung in den Kommunen, im Zusam- 
menhang mit Sozial- und Arbeitslo- 
senhilfe, im Gegensatz zu Schatten- 
wirtschaft und Schwarzarbeit, auf 
neuen Beschäftigungsfeldern, unter 
dem Leistungsgesichtspunkt und als 
dringende Aufgabe zur Überwindung 
der Jugendarbeitslosigkeit. 

stT neu8ewänlte CDU-Landesvor- 
(W    * Parteichef bleibt Ministerpräsident 
s^in Teufel. Er erhielt 348 Ja-Stimmen. 
Öürd beiden Ste'lvertreter sind wiederum: 
Un ,'^

esverkehrsminister Matthias Wissmann 
Gen     ElJ-Abgeordnete Diemut R. Theato. 

Undra'Sekretär bleibt Volker Kauder- Neuer 

tynlf
esschatzmeister ist Heinrich Hassis, der 

IT§ang Fahr ablöste. 

°eisitzer wurden gewählt: An- 

nette Schavan, Manfred Rommel, Annette 
Widmann-Mauz, Ingrid Blank, Thomas 
Schäuble, Gudrun Heute-Blum, Andreas 
Renner, Silke Schuster, Gerhard Mayer-Vor- 
felder, Franz-Xaver Romer, Anton Pfeifer, 
Erwin Vetter, Gisela Meister-Scheufelen, 
Christine Arlt-Palmer, Dirk Notheis, Heinz 
Kosok, Edith Grupp, Gustav Wabro, Klaus 
Bregger, Raimund Gründler, Elisabeth Jegg- 
le, Franz Doleschal, Andreas Schockenhoff, 
Willi Stachele und Inge Oberle. ■ 
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Struktur und Finanzierung des 
Erblastentilgungsfonds 

Die Koalition hat Anfang Oktober die 
Entscheidung über die Senkung des 
Solidaritätszuschlags und eine entspre- 
chende Gegenfinanzierung getroffen. 
Über Struktur und Finanzierung des 
Erblastentilgungsfonds informierte das 
Bundesfinanzministerium mit den 
folgenden Erläuterungen: 
Im Erblastentilgungsfonds werden ab 1995 
die wesentlichen Elemente der finanziellen 
Erblast der ehemaligen DDR zusammenge- 
faßt, verzinst und getilgt. Hierzu gehören: 
# Die Verbindlichkeiten des Kreditab- 
wicklungsfonds in Höhe von 110 Mrd. 
DM (davon 27,3 Mrd. DM Schulden des 
Republikhaushalts und 82,7 Mrd. DM 
Verbindlichkeiten gegenüber dem Aus- 
gleichsfonds Währungsumstellung), 

# die Verbindlichkeiten der Treuhandanstalt 
in Höhe von insgesamt 204,6 Mrd. DM, 
# die Verbindlichkeiten von Wohnungs- 
bauunternehmen der ehemaligen DDR 
nach dem Altschuldenhilfegesetz in Höhe 
von 28,4 Mrd. DM. 
Der Schuldenhöchststand (ohne Tilgung) 
des ELF summiert sich danach per 31. De- 
zember 1996 auf 343 Mrd. DM. Mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1997 hat der ELF die 
Altschulden für gesellschaftliche Einrich- 
tungen in Höhe von rd. 8,4 Mrd. DM zu- 
sätzlich übernommen. Infolge weiterer 
Zuteilung von Ausgleichsforderungen an 
Kreditinstitute und Außenhandelsbetriebe 
bis zum Jahre 2000 wird von einer Ge- 
samtverschuldung des ELF in Höhe von 
rd. 360 Mrd. DM ausgegangen. 
Der ELF wird im wesentlichen wie folgt 
finanziert: 

• Zuführung aus dem Bundeshaushalt in 
Höhe von 7,5 v. H. der übernommenen 
(Brutto)Verbindlichkeiten (Soll 1997: 25,9 
Mrd. DM). 
• Hinzu treten Ländererstattungen als An' 
teil an der Tilgung der kommunalen Alt- 
schulden in Höhe von ca. 315 Mio. DM, 

• über 7 Mrd. DM hinausgehende Ein- 
nahmen des Bundes aus dem Bundes- 
bankgewinn (1995: 3,2 Mrd. DM, 1996: 
3,3 Mrd. DM, 1997: 1,8 Mrd. DM). 

Bei der Aufstellung der Wirtschaftspläne 
für den ELF wurde von jährlichen Netto- 
tilgungen in einer Größenordnung von 3 
bis 5 Mrd. DM ausgegangen. Tatsächlich 
hat sich der Tilgungsanteil des ELF jedocn 
deutlich besser entwickelt: 1995 wurden 
7,3 Mrd. DM und 1996 10,9 Mrd. DM 
netto getilgt, d. h. in beiden Jahren 4 bis o 
Mrd. DM mehr als angenommen. In die- 
sem Jahr wird die Nettotilgung voraus: 
sichtlich bei rd. 12 Mrd. DM liegen, ins- 
besondere aufgrund der anhaltend günsti- 
gen Zinsentwicklung. Im kommenden Jan 
könnten aus heutiger Sicht ca. 9 Mrd. E>M 
getilgt werden. 

Vor diesem Hintergrund verbleibt auch be 
einer Tilgungsaussetzung von 5 Mrd. p™ 
in 1998 immer noch weit mehr Nettotil- 
gung, als ursprünglich erwartet. Das Ziel' 
die Schuldenlast in einer Generation zu 
tilgen, wird dadurch nicht in Frage ge- 
stellt. 

Die für eine Herabsetzung der Bundeszu- 
führung notwendige Änderung des §6 
ELF-Gesetz ist nicht zustimmungspflicn" 
tig, sie kann über das jährliche Haushalts 
gesetz vorgenommen werden. 
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Argumente 
zur Verbesserung 
der Wettbewerbs- 
bedingungen in der 
Landwirtschaft 

^ine Standortsicherungs- und 
*°stenentlastungsinitiative 
tat der Bundesfachausschuß 
Agrarpolitik für die deutsche 
Landwirtschaft gefordert. 

Dabei geht es letzten 
Endes darum, 

l^r alle, die sich dem Wettbewerb stel- 
^n' günstige und vergleichbare Wettbe- 

erbsbedingungen zu schaffen. 
6shalb müssen Wettbewerbsverzer- 

u n9en in der Europäischen Union abge- 
bt werden, müssen Umwelt-, Hygie- 
Dp" Und Tierschutzstandards, die in 

eutschland gelten, auch in Ländern 
sJ"cngesetzt werden, die ihre landwirt- 
■ Glichen Erzeugnisse nach Deutsch- 
^ liefern. 

Vorrangig geht es 
aber um Maßnahmen, 
deren Durchsetzung 
wir selber in der Hand 
haben. 

kurSI rt nämlich viele Ansätze zur Stär- 
Senk      Wettbewerbsfähigkeit und zur 
seitwng.der Kosten in Deutschland 
nut>t ' ^'ese Spielräume müssen ge- 

Ul2t werden. 

Die wichtigsten 
Forderungen des 

Beschlusses, den der 
Bundesfachausschuß 

am 15. September 
gefaßt hat: 

1. Effizienter Einsatz 
von Fördermitteln 

Das heißt: Noch zielgenauer fördern, die 
Mittel nachhaltig sichern und die Agrar- 
haushalte von EU, Bund und Ländern 
langfristig berechenbar machen. Die 
Länder müssen die zur Verfügung ge- 
stellten Fördermittel vollständig abrufen 
und zielgerichtet einsetzen. Die Verga- 
bekriterien müssen in vielen Ländern 
praxisnäher gefaßt werden. 

2. Wettbewerbsnach- 
teile und Bürokratie 
abbauen 

In Deutschland gibt es ein dichtes Netz 
von Bestimmungen und Auflagen, vor al- 
lem im Umwelt- und Baurecht. 
So machen z. B. in Hessen die Geneh- 
migungsgebühren für Investitionen in 
Tierhaltungsanlagen einschließlich der 
notwendigen Gutachten bis zu 
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25 Prozent der Investitionssumme aus. 
Im Saarland braucht man eine Bauge- 
nehmigung für Stacheldrahtzäune. 

Es gilt, das Auflagenunwesen konse- 
quent zu durchforsten und Verwaltungs- 
vorschriften zu vereinfachen; insbeson- 
dere in den Bereichen: 

• landwirtschaftliches Bauen, 

• Naturschutzrecht, 

• Immissionsschutz, 

• Boden- und Gewässerschutz, 

• Tierschutz und 

• Tierhygiene. 

So sind z. B. die Ausweisungen von 
Schutzgebieten seitens der Länder auf 
das wirklich für den Naturschutz notwen- 
dige Maß zu beschränken. Nutzungsein- 
schränkungen, die über die gute fachli- 
che Praxis hinausgehen, sind auszuglei- 
chen. 

Möglichkeiten der Verfahrensbeschleu- 
nigung im Bau- und Genehmigungsrecht 
- z. B. durch „Sternverfahren" und An- 
tragskonferenzen - müssen ausgenutzt 
werden. Die zuständigen Beratungsträ- 
ger in den Regionen sollten „Antragsma- 
nagements" für Bauanträge einrichten. 

Die Kommunen sollten bei der Auswei- 
sung von Gewerbe- und Wohngebieten 
auch die berechtigten Interessen der an- 
sässigen Landwirte berücksichtigen und 
die Entwicklung der Betriebe nicht be- 
einträchtigen. 

Kostenträchtige Vorschriften bei Tierkör- 
perbeseitigung und Fleischuntersuchung 
sind zu entschlacken und strukturelle 
Defizite, die zu hohen Tierhygienekosten 
führen, müssen beseitigt werden. Es 
kann nicht hingenommen werden, daß 

z. B. Fleischuntersuchungsgebühren in 
Deutschland zwischen 4,50 DM und 
50 DM je Rind schwanken. 

3. Verarbeitung 
und Vermarktung 
verbessern 

Strukturdefizite und schlechte Ausla- 
stung von Molkereien und Schlachthö- 
fen führen zu Verteuerung und ver- 
schärftem Verdrängungswettbewerb. Es 

geht kein Weg an Strukturbereinigung, 
Fusionen und Kapazitätsabbau vorbei- 
Zur Verbesserung der Lage müssen die 
Landwirte auch selber ihren Beitrag le'" 
sten: durch Bildung von Erzeugerge- 
meinschaften, Aufbau von Markenpro- 
grammen und feste Vertragsbeziehun- 
gen mit den Verarbeitungsunternehmen- 

4. Nachwuchssiche- 
rung und Bildung 

Qualifikation und Ausbildung sind ent- 
scheidende Faktoren im europäischen 
Wettbewerb. Ausbildung und Agrarfor- 
schung müssen deshalb gefördert und 
auf die zukünftigen Aufgaben der Land' 
Wirtschaft ausgerichtet werden. Es ge^ 
vor allem um 

• die Entwicklung von Ausbildungsplä1' 
zen für die landwirtschaftlichen 
Grundberufe, 

• eine bessere berufstheoretische AUS' 
bildung, 

• ein ausreichendes territorial verteilte 
Angebot an Ausbildungseinrichtunge 
in den Ländern. 

1 
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Seminare zu den Betriebsratswahlen 1998 
Thema: 
Die Betriebsratswahl - Wie werde ich 
Betriebsrat? Worauf muß der Wahl- 
ausschuß achten? 

Termine: • 16.-18.1.1998 
• 28.-30. 1. 1998 
• 2.- 4.2. 1998 
• 13.-15.2. 1998 

Anfang 1998 stehen in vielen Betrie- 
ben Betriebsratswahlen an. Von März 
bis Mai werden über 250.000 Betriebs- 
räte gewählt. Das Seminar hat das 
j-iel, diejenigen Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen zu informieren und zu 
jpotivieren, die eine Kandidatur für die 
Betriebsratswahl in Betracht ziehen. 
Gemeinsam soll erörtert werden, wie 
eine Kandidatur möglichst aussichts- 
reich gestaltet werden kann. Mitglieder 
des Wahlausschusses werden über 
die formal korrekte Vorbereitung und 
Abwicklung der Wahl informiert. 

'nhalte in Stichworten: 
• Grundzüge der Betriebsratsarbeit 

• Durchführung einer Betriebsrats- 
wahl 

• Der Wahlausschuß 
• Wie werde ich Kandidat und wie 

kann ich Wählerstimmen gewinnen? 
Für Teilnehmer nach § 37 Abs. 6 Betr- 
VG (Kostenübernahme durch den 
Arbeitgeber) beträgt der Teilnehmerbei- 
trag 460,00 DM. Der Teilnehmerbeitrag 
für andere Teilnehmer (nach 
§ 37 Abs. 7 BetrVG oder sonstige Inter- 
essierte beläuft sich auf 150,00 DM. 
Im Teilnehmerbeitrag enthalten sind: 
Unterkunft (im Doppelzimmer) und 
Verpflegung. Bei Einzelzimmerbu- 
chung kommen 25,00 DM pro Über- 
nachtung hinzu. 
Fahrtkosten werden nicht erstattet. 

Anmeldungen richten Sie bitte 
schriftlich an: 
Johannes-Albers-Allee 3 
53639 Königswinter 
Tel.: 022 23-731 77 od. 73117 
Fax:022 23-73111 
e-Mail: StiftungCSP@t-online.de 

OMV-Bundesdelegiertentagung 

"Wir müssen uns mit der Gestaltung 
aes zukünftigen Europas unter Einbe- 
2|ehung der Vertriebenen beschäfti- 
gen. Ferner werden Fragen des Rech- 
es auf die Heimat, der Volksgruppen- 
^nd Minderheitenrechte und der Aus- 
fuhrpolitik zu erörtern sein." 

So faßt der Vorsitzende der Ost- und 
mitteldeutschen Vereinigung der CDU/ 
^blJ. Helmut Sauer (Salzgitter), die 

'ehtigsten Themen zusammen, die 
dUf der Tagesordnung der OMV-Bun- 

desdelegiertentagung stehen sollen. 

Als prominente Redner sind Bundes- 
kanzler Helmut Kohl, der bayrische Mi- 
nisterpräsident Edmund Stoiber und 
der Aussiedlerbeauftragte der Bundes- 
regierung, Horst Waffenschmidt, an- 
gekündigt. Die Wahl des Vorstands 
steht ebenfalls auf dem Programm. 

Die Veranstaltung findet am 
28. und 29. November in der Karl- 
Arnold-Akademie in Bonn-Bad 
Godesberg statt. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

• Musik-CD: 
Weihnachts- 
lieder der CPU 

(lieferbar ab 
14. 11. 1997) 
Bestell-Nr.: 9300 
Preis je CD: 
7-DM 

Preis zzgl. MwSt. 
und Versand 
Bestellungen 
an: 
IS-Versand- 
zentrum 
Postfach 1164 
33759 
Versmold 
Fax 
(0 54 23)41521 
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